
 

Aufhebung 

der Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung des Landratsamtes Günzburg zur Ausweisung 

einer ergänzenden Überwachungszone im Landkreis Günzburg anlässlich des Ausbruchs der 

Geflügelpest im Alb-Donau-Kreis 

Auf der Grundlage der Art. 60 bis 70 der Verordnung (EU) 2016/429 („Tiergesundheitsrecht“) i. V. m. 

Art. 21 bis 67 der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687, des § 6 Abs. 2 i. V. mit § 7 Abs. 6 der 

Geflügelpest-Verordnung (GelfpestV) erlässt das Landratsamt Günzburg folgende: 

 

Allgemeinverfügung: 

 

1. Die Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung des Landratsamtes Günzburg zur Ausweisung 

einer ergänzenden Überwachungszone im Landkreis Günzburg anlässlich des Ausbruchs der 

Geflügelpest im Alb-Donau-Kreis vom 24.10.2025 wird ab 27.11.2025, 0:00 Uhr widerrufen. 

 

2. Kosten für diese Allgemeinverfügung werden nicht erhoben.  

 

3. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt des Landrats-

amtes Günzburg als bekannt gegeben.  

 

Begründung 

I. 

Am 23.10.2025 wurde im Landkreis Alb-Donau-Kreis ein Ausbruch der hochpathogenen Geflügelpest 

amtlich festgestellt und eine Überwachungszone mit einem Radius von 10 km um den Seuchenbestand 

festgelegt. 

Auf Grund der Nähe des Ausbruchs zur Landkreisgrenze wurden Teile des Gebiets des Landkreises 
Günzburg von der Überwachungszone umfasst, so dass auch im Landkreis Günzburg für dieses Gebiet 
eine Allgemeinverfügung erlassen werden musste. 
 
Nachdem kein weiterer Ausbruch erfolgt ist, wird die Allgemeinverfügung nach Ablauf des rechtlich 

festgelegten Mindestzeitraums von 30 Tagen nach Abschluss der, in dem betroffenen Ausbruchsbetrieb 

durchgeführten vorläufigen Reinigung und Desinfektion aufgehoben. 

 

II. 

 

Das Landratsamt Günzburg ist nach Art. 12 Abs. 1 i. V. mit Art. 1 Abs. 2 Nr. 1, und Art. 2 Abs. 1 Nr. 3, 

Abs. 2 Gesundheitliches Verbraucherschutz- und Veterinärwesengesetz (GVVG) sachlich sowie nach 

Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 des Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) örtlich zum Erlass dieser 

Allgemeinverfügung zuständig. 

 

Begründung Nr. 1: Aufhebung der Allgemeinverfügung 

Die Aufhebung der Allgemeinverfügung in der derzeit gültigen Fassung stützt sich auf Art. 49 Abs. 1 

BayVwVfG. Demnach kann ein rechtmäßiger, nicht begünstigender Verwaltungsakt, auch nachdem er 

unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden. Die in Art. 49 Abs. 1 

BayVwVfG genannten Einschränkungen liegen nicht vor, da nach aktueller Risikobewertung kein 



inhaltsgleicher Verwaltungsakt neu erlassen werden müsste und auch kein anderer Hinderungsgrund 

ersichtlich ist. 

Gemäß Art. 55 Abs. 1 Buchstabe a) VO (EU) 2020/687 kann die zuständige Behörde die in der 

Überwachungszone angewandten Seuchenbekämpfungsmaßnahmen erst aufheben, wenn der in 

Anhang XI festgelegten Mindestzeitraum nach Abschluss der in dem betroffenen Betrieb im Einklang 

mit Artikel 15 durchgeführten vorläufigen Reinigung und Desinfektion verstrichen ist.  

Anhang XI gibt bei der hochpathogene Aviäre Influenza eine Mindestdauer der Maßnahmen in der 

Überwachungszone von 30 Tagen an. 

Nachdem die vorläufige Reinigung und Desinfektion am Ausbruchsbetrieb am 27.10.2025 

abgeschlossen war, endet die 30-tägige Frist am 26.11.2025 um 24:00 Uhr 

Die Aufhebung entspricht pflichtgemäßen Ermessen (Art. 40 BayVwVfG). Mit der Anordnung zur 

Aufhebung wird der rechtlichen Risikoeinschätzung Rechnung getragen, wonach nach Ablauf des 

Mindestzeitraums von 30 Tagen nach vorläufiger Reinigung und Desinfektion am Ausbruchsbetrieb und 

ohne weitere AI-Seuchen-ausbruchsfälle in Hausgeflügelbeständen das Risiko der weiteren 

Tierseuchenerregerausbreitung als gering einzuschätzen ist. Eine weitere Aufrechterhaltung der 

angeordneten Maßnahmen würde die Öffentlichkeit unverhältnismäßig einschränken.  

 

Begründung Nr. 2: Kostenentscheidung 

Die Kostenentscheidung in Nr. 2 dieser Allgemeinverfügung beruht auf Art. 13 des 

Ausführungsgesetzes zum Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG) und ergeht daher 

kostenfrei. 

 

Begründung Nr. 3: Bekanntmachung 

Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt bei öffentlicher 

Bekanntmachung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In einer 

Allgemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG ein hiervon abweichender Zeitpunkt 

bestimmt werden. Von dieser Vorschrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese Allgemeinverfügung 

einen Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Günzburg als bekannt gegeben 

gilt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben 
werden bei dem 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg 
in 86152 Augsburg 

 
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg 
 
 
 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-



Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!  
 

Seit 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch 
einreichen. 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung 
eine Verfahrensgebühr fällig. 
 

Günzburg, 24.11.2025 

Langer 

Regierungsdirektor 

 


